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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1170/77 DES RATES
vom 17. Mai 1977

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 über die gemeinsame Markt­
organisation für Hopfen

von Sorten mit gemeinsamen Merkmalen und dem
gleichen Verwendungszweck zu differenzieren .

Die Hopfenerzeuger müssen imstande sein, in eigener
Verantwortung das Gleichgewicht zwischen Angebot
und Nachfrage, dem Stabilitätsfaktor für die Preise
und Erlöse, zu finden . Dieses Ziel ist leichter zu errei­
chen, wenn sich die Hopfenerzeuger in Erzeugerge­
meinschaften zusammenschließen, wodurch sie stär­
ker auf die Ausrichtung der Produktion und die Len­
kung des Angebots einwirken können . Um den aner­
kannten Erzeugergemeinschaften die Möglichkeit zur
Verwirklichung dieser Zielsetzungen zu geben, sollte
eine der Bedingungen für ihre Anerkennung darin
bestehen, daß sie die Gesamtproduktion ihrer Mitglie­
der vermarkten, und ferner, daß diese Gemeinschaften
die Produktionsbeihilfe unter ihren Mitgliedern nach
Maßgabe der Anbauflächen und der Marktlage auftei­
len .

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die
Artikel 42, 43, 113 und 235,

auf Vorschlag der Kommission ,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ^),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses (2),

in Erwägung nachstehender Gründe :
Seit dem Inkrafttreten der Verordnung (EWG) Nr.
1696/71 des Rates vom 26. Juli 1971 über die gemein­
same Marktorganisation für Hopfen (3), geändert durch
die Beitrittsakte (4), hat sich die Lage für Hopfen so­
wohl auf dem Weltmarkt als auch auf dem Gemein­
schaftsmarkt grundlegend verändert ; dies äußert sich
in einem Ungleichgewicht zwischen Angebot und
Nachfrage, das zu Preiseinbrüchen führt. Dieses Un­
gleichgewicht ergibt sich einerseits aus einer übermä­
ßigen Vergrößerung der Anbauflächen, insbesondere
bei bestimmten Sorten, und andererseits aus der Ver­
wendung geringerer Mengen Hopfen zur Bierherstel­
lung, wodurch es zur Bildung großer Lagerbestände
von Hopfenpulver und -pflanzenextrakten gekommen
ist. Daher ist es angezeigt, einige von der Gemein­
schaftsregelung eingeführte Maßnahmen zu ändern ,
um eine bessere Stabilisierung des Marktes zu gewähr­
leisten .

Es muß eine auf Qualität ausgerichtete Politik verfolgt
werden, und zwar vermittels der Festlegung von Min­
destqualitätsmerkmalen und der Anwendung einer
Regelung über eine Bescheinigung, die sich zumin­
dest auf den Produktionsort, das Erntejahr und die
Sorte erstreckt. Es empfiehlt sich, die Vermarktung
von Erzeugnissen ohne diese Bescheinigung und die
Einfuhr von Erzeugnissen , die keinen gleichwertigen
Mindestqualitätsmerkmalen entsprechen, zu untersa­
gen .

Um die Erlöse der Erzeuger, das Hauptelement für die
Festsetzung der Höhe der Beihilfe, nicht künstlich zu
senken, ist der Durchschnittsertrag nur unter Zugrun­
delegung der Vollertragsflächen zu berechnen .
Um die Rolle der Beihilfe als Faktor einer wirtschaftli­
chen Produktionsausrichtung zu verstärken , ist diese
Beihilfe nicht nach Sorten , sondern nach Gruppen

Angesichts der derzeitigen Lage ist es erforderlich, jeg­
liche Ausweitung der Anbauflächen für einen be­
stimmten Zeitraum zu untersagen , um strukturelle
Uberschüsse zu vermeiden . Außerdem muß die quali­
tative Anpassung der Gemeinschaftserzeugung an die
Marktentwicklung fortgeführt werden, indem für den­
selben Zeitraum die Gewährung der Beihilfe, die die
Erzeugergemeinschaften für die Sortenumstellung und
Neugliederung der Pflanzungen erhalten , verlängert
wird . Die Gewährung dieser Beihilfe muß jedoch an
die Bedingung geknüpft werden, daß die von der Um­
stellung betroffenen Flächen erheblich verringert wer­
den .

Die Erfahrungen bei der Durchführung der Verord­
nung (EWG) Nr. 1696/71 lassen die Notwendigkeit
erkennen, über andere Instrumente als nur Maßnah­
men bezüglich der Höhe der Erzeugerbeihilfen verfü­
gen zu können ; diese Instrumente sollen bei drohen­
den strukturellen Uberschüssen oder einer etwaigen
Marktstörung eine vorbeugende Aktion ermöglichen .

Zur Durchführung der in dieser Verordnung vorgese­
henen Änderungen können Ubergangsmaßnahmen
erforderlich sein . Aus verwaltungstechnischen Grün­
den ist vorzusehen , daß die Maßnahmen für die Pro­
duktionsbeihilfe erst ab der Ernte 1977 anwendbar
sind, während die übrigen Änderungen, insbesondere
die für die Beihilfemaßnahmen zur Sortenumstellung,
wegen der derzeitigen Markttendenz sofort Anwen­
dung finden müssen —

(2) ABl . Nr. C 56 vom 7. 3 . 1977, S. 23 .
(•) ABl . Nr. C 6 vom 10 . 1 . 1977, S. 142 .

(3 ) ABl . Nr. L 175 vom 4. 8 . 1971 , S. 1 .
b) ABl . Nr. L 73 vom 27. 3 . 1972, S. 14 .
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

ausgestellte und mit einer Bescheinigung nach Ar­
tikel 2 als gleichwertig anerkannte Bescheinigung
vorliegt, werden so behandelt, als ob sie die in Ab­
satz 1 genannten Merkmale aufweisen . Die Gleich­
wertigkeit dieser Bescheinigungen wird spätestens
am 31 . Dezember 1978 nach dem Verfahren des
Artikels 20 festgestellt."

Die Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 wird nach Maß­
gabe der folgenden Artikel geändert.

Artikel 2
Artikel 5

Artikel 7 erhält folgende Fassung :
„Artikel 7

Artikel 1 wird durch folgenden Absatz ergänzt :
„(4) Im Sinne des Artikels 12 Absatz 5 sind
a) Hopfen der ersten Verarbeitungsstufe : der Hop­
fen, der lediglich erstmals getrocknet und
marktgerecht verpackt worden ist ;

b) Vollertragsflächen : Hopfenanbauflächen vom
dritten Ertragsjahr an ."

Artikel 3

Artikel 2 erhält folgende Fassung :
„Artikel 2

( 1 ) Die in Artikel 1 genannten, in der Gemein­
schaft geernteten oder aus in der Gemeinschaft
geerntetem Hopfen hergestellten Erzeugnisse so­
wie die aus eingeführtem Hopfen hergestellten Er­
zeugnisse unterliegen einem Bescheinigungsverfah­
ren .

(2) Die Bescheinigung kann nur für die Erzeug­
nisse erteilt werden , die die Mindestqualitätsmerk­
male für eine bestimmte Vermarktungsstufe auf­
weisen .

(3) In der Bescheinigung muß mindestens fol­
gendes angegeben sein :
a) der Ort bzw. die Orte der Hopfenerzeugung,
b) das Erntejahr bzw. die Erntejahre,

( 1 ) Im Sinne dieser Verordnung gilt als .Er­
zeugergemeinschaft' ein Zusammenschluß, der aus­
schließlich oder, sofern die einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften dies zulassen , im wesentlichen
aus Hopfenerzeugern besteht, der auf Initiative der
Erzeuger gebildet wurde, um insbesondere
a) das Angebot zusammenzufassen und zur Stabili­
sierung des Marktes beizutragen, indem die ge­
samte Erzeugung seiner Mitglieder vermarktet
wird ;

b) diese Erzeugung gemeinsam den Markterforder­
nissen anzupassen und sie insbesondere durch
Sortenumstellung und Neugliederung der Pflan­
zungen zu verbessern ;

c) die Rationalisierung und Mechanisierung der
Anbau- und Erntearbeiten zu fördern und da­
durch die Rentabilität der Erzeugung zu verbes­
sern ;

d) gemeinsame Regeln für die Erzeugung aufzu­
stellen ;

e) die in Artikel 12 vorgesehene Beihilferegelung
so zu handhaben,

— daß jedem Erzeuger, der Mitglied der Ge­
meinschaft ist, sein Beihilfeanteil nach Maß­
gabe der Anbauflächen zugeteilt wird,

— daß die zur Verwirklichung der unter Buch­
stabe a) genannten Ziele erforderlichen Maß­
nahmen getroffen werden,

und der von einem Mitgliedstaat nach Absatz 3
anerkannt worden ist .

(2) Im Sinne dieser Verordnung gilt als .Vereini­
gung' die Vereinigung anerkannter Erzeugerge­
meinschaften, die die gleichen Ziele verfolgt wie
diese Gemeinschaften und von einem Mitglied­
staat nach Absatz 3 anerkannt worden ist.

(3) Die Mitgliedstaaten erkennen auf Antrag die
Erzeugergemeinschaften und ihre Vereinigungen
an, sofern sie die nachstehenden allgemeinen Be­
dingungen erfüllen :
a) sie müssen gemeinsame Regeln für die Erzeu­
gung und Vermarktung (erste Vermarktungs­
stufe) anwenden ;

c) die Sorte bzw. die Sorten .

(4) Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommis­
sion mit qualifizierter Mehrheit für jedes Erzeug­
nis die Grundregeln für die Anwendung dieses Ar­
tikels und bestimmt den Zeitpunkt für den Be­
ginn seiner Anwendung.

(5) Die Durchführungsbestimmungen zu die­
sem Artikel werden nach dem Verfahren des Arti­
kels 20 festgelegt."

Artikel 4

( 1 ) In Artikel 3 werden die Worte „über die Her­
kunftsbezeichnung" gestrichen .

(2) Artikel 4 wird gestrichen .

(3) Artikel 5 Absatz 2 erhält folgende Fassung :
„(2) Die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse, für
die eine von den Behörden des Ursprungslandes
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den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften Träger
von Rechten und Pflichten sein zu können ;

h) ihre Satzungen müssen die Verpflichtung ent­
halten , eine getrennte Buchführung über die
Tätigkeiten vorzunehmen, die Grundlage der
Anerkennung sind ;

i) sie dürfen keine beherrschende Stellung in der
Gemeinschaft innehaben.

(4) Für die Anerkennung der Erzeugergemein­
schaften und ihrer Vereinigungen ist der Mitglied­
staat zuständig, in dessen Hoheitsgebiet die Er­
zeugergemeinschaft oder die Vereinigung ihren
Sitz hat.

(5) Die Durchführungsbestimmungen zu die­
sem Artikel , insbesondere die Anwendung der Bei­
hilferegelung nach Absatz 1 Buchstabe e) sowie
die Definition der Vermarktung im Sinne von
Abstz 3 Buchstabe a) und die Einzelheiten bezüg­
lich der Bestimmungen im Sinne von Absatz 3
Buchstabe f), werden nach dem Verfahren des Arti­
kels 20 erlassen ."

Artikel 6

Artikel 8 erhält folgende Fassung :
„Artikel 8

b) ihre Satzungen müssen für die der Erzeugerge­
meinschaft angeschlossenen Erzeuger und für
die der Vereinigung angeschlossenen anerkann­
ten Erzeugergemeinschaften die Verpflichtung
enthalten,

— die gemeinsamen Regeln für die Erzeugung
einzuhalten,

— ihre gesamte Erzeugung durch die Erzeuger­
gemeinschaft oder die Vereinigung vermark­
ten zu lassen.

Diese Verpflichtung gilt jedoch nicht für Er­
zeugnisse, für die die Erzeuger vor ihrem Bei­
tritt Kaufverträge abgeschlossen hatten , sofern
die Gemeinschaften davon unterrichtet worden
sind und sie genehmigt haben .

Bis zum 31 . Dezember 1980 ist diese Genehmi­
gung jedoch nicht erforderlich .

Eine Gemeinschaft oder eine Vereinigung kann
ihre Mitglieder ermächtigen, nach den von die­
ser Gemeinschaft oder Vereinigung festgelegten
und kontrollierten Regeln selbst einen Teil der
Erzeugung zu vermarkten ;

c) sie müssen eine ausreichende wirtschaftliche
Größe nachweisen ;

d) sie müssen in ihrem gesamten Tätigkeitsbe­
reich jede Diskriminierung zwischen den Erzeu­
gern oder Erzeugergemeinschaften der Gemein­
schaft, insbesondere auf Grund der Staatsan­
gehörigkeit oder des Niederlassungsortes, aus­
schließen ;

e) sie müssen unterschiedslos jedem Erzeuger, der
sich verpflichtet, die Satzung einzuhalten, das
Recht auf Beitritt zu der Erzeugergemeinschaft
einräumen ;

f) ihre Satzungen müssen Bestimmungen enthal­
ten, mit denen sichergestellt wird, daß die Mit­
glieder einer Gemeinschaft oder einer Vereini­
gung, die auf ihre Mitgliedschaft verzichten wol­
len, dies nur tun können, wenn sie mindestens
drei Jahre Mitglieder waren und wenn sie min­

' destens ein Jahr vor ihrem Austritt die Gemein­
schaft oder die Vereinigung davon unterrichtet
haben.

Die genannten Bestimmungen gelten unbescha­
det der einzelstaatlichen Rechts- oder Verwal­
tungsvorschriften, mit denen in bestimmten Fäl­
len die Erzeugergemeinschaft oder die Vereini­
gung oder deren Gläubiger vor etwaigen finan­
ziellen Folgen des Austritts eines Mitglieds ge­
schützt oder der Austritt eines Mitglieds im
Laufe des Haushaltsjahres verhindert werden
sollen ;

g) sie müssen Rechtspersönlichkeit oder eine aus­
reichende Rechtsfähigkit besitzen, um nach

( 1 ) Die Mitgliedstaaten können den Erzeugerge­
meinschaften in den ersten drei Jahren nach der
Anerkennung im Sinne des Artikels 7 Absatz 3
Beihilfen gewähren, um ihre Gründung zu fördern
und ihre Tätigkeit zu erleichtern . Diese Beihilfen
dürfen im ersten, zweiten und dritten Jahr 3, 2
bzw. 1 v.H. des Wertes der vermarkteten Erzeug­
nisse, auf die sich die Anerkennung bezieht, nicht
übersteigen . Die Beihilfen dürfen jedoch im ersten
Jahr 60 v.H.* im zweiten Jahr 40 v.H. und im drit­
ten Jahr 20 v.H. der Verwaltungskosten der Er­
zeugergemeinschaft nicht übersteigen .

Der Wert der vermarkteten Erzeugnisse wird für
jedes Jahr pauschal an Hand folgender Faktoren
ermittelt :

— der von den beteiligten Erzeugern in den drei
Kalenderjahren vor ihrem Beitritt ver­
markteten durchschnittlichen Erzeugung,

— der von diesen Erzeugern in demselben Zeit­
raum für ihre Erzeugung erzielten Durch­
schnittspreise.

(2) Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommis­
sion mit qualifizierter Mehrheit die Grundregeln
für die Anwendung dieses Artikels .

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti­
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 20
erlassen ."
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Artikel 7

Artikel 9 erhält folgende Fassung :
„Artikel 9

Verarbeitungsstufe erzielten und auf
diese Stufe umgerechneten Durch­
schnittseriöse für Vollertragsflächen im
Vergleich zu den Durchschnittserlösen
aus den vorausgegangenen Ernten,

— der Lage und der voraussichtlichen Ten­
denz des Marktes in der Gemeinschaft,

— der Entwicklung des Marktes außerhalb
der Gemeinschaft sowie der Welthan­
delspreise,

— der Kostenentwicklung.

b) Die verschiedenen Gruppen von Hopfensor­
ten sind die folgenden :
— Gruppe 1 : Aromahopfen,
— Gruppe 2 : Bitterhopfen,

( 1 ) Für den Zeitraum vom 1 . Juli 1977 bis zum
31 . Dezember 1979 ist jegliche Erweiterung der
Hopfenanbauflächen untersagt.

Bei der Anwendung dieses Absatzes können die
Mitgliedstaaten eine anerkannte Erzeugergemein­
schaft als einen Erzeuger ansehen .
(2) Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen
Vorkehrungen, um die Einhaltung des Verbots
nach Absatz 1 zu überwachen .

(3) Die Mitgliedstaaten können den anerkann­
ten Erzeugergemeinschaften für die vor dem 1 .
Juli 1979 nach Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b)
vorgenommene Sortenumstellung und Neugliede­
rung der Pflanzungen Beihilfen bis zu einem
Höchstbetrag von 1 800 Rechnungseinheiten je
Hektar gewähren, sofern diese Maßnahmen zu
einer mindestens 40prozentigen Verringerung der
Fläche, auf der sie durchgeführt werden, führen .

(4) Der Rat kann auf Vorschlag der Kommis­
sion mit qualifizierter Mehrheit die Weiterführung
der in diesem Artikel genannten Maßnahmen be­
schließen."

Artikel 8

Artikel 1 2 erhält folgende Fassung :
„Artikel 12

— Gruppe 3 : Sonstige .

(6) Ergibt sich aus dem in Artikel 1 1 genannten
Bericht, daß die Gefahr struktureller Uberschüsse
oder einer strukturellen Versorgungsstörung auf
dem Gemeinschaftsmarkt für Hopfen besteht, so
a) kann die Beihilfegewährung auf einen Teil der
für das betreffende Jahr eingetragenen Anbau­
fläche begrenzt werden ;

b) können die Anbauflächen, die sich im ersten
und/oder zweiten Ertragsjahr befinden, von der
Gewährung der Beihilfe ausgeschlossen werden.

Nach Prüfung der Entwicklung der Hopfenanbau­
flächen im Vergleich zur Entwicklung der Ver­
marktung, insbesondere auf Grund der Verträge,
des Preisniveaus und des Lagerbestands, wird be­
schlossen, ob die unter den Buchstaben a) und b)
genannten Maßnahmen für alle Sortengruppen
oder nur für eine Sortengruppe oder für mehrere
Sortengruppen angewandt werden .

(7) Die Höhe der Beihilfe für die Anbauflächen
der Ernte des vorhergehenden Kalenderjahres wird
innerhalb zweier Monate nach der Vorlage des Be­
richtes gemäß Artikel 11 und vor dem 30. Juni
nach dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des
Vertrages festgesetzt.

(8) Die Durchführungsbestimmungen zu die­
sem Artikel werden nach dem Verfahren des Arti­
kels 20 festgelegt."

( 1 ) Es wird eine Beihilferegelung für in der
Gemeinschaft erzeugten Hopfen eingeführt.
(2) Den Erzeugern kann eine Beihilfe gewährt
werden, die es ihnen ermöglicht, ein angemesse­
nes Einkommen zu erzielen .

(3) In den Gebieten der Gemeinschaft, in de­
nen die anerkannten Erzeugergemeinschaften in
der Lage sind, ihren Mitgliedern ein angemessenes
Einkommen zu sichern und die Angebotsmengen
rationell zu verwalten , wird die Beihilfe allein die­
sen Erzeugergemeinschaften gewährt.
In den übrigen Gebieten wird die Beihilfe den ein­
zelnen Erzeugern gewährt.

(4) Der Rat beschließt zu gegebener Zeit auf
Vorschlag der Kommission, die dabei die von den
Mitgliedstaaten erhaltenen Mitteilungen zugrunde
legt, mit qualifizierter Mehrheit die Liste der in
Absatz 3 erster Unterabsatz genannten Gebiete .
(5) a) Die Höhe dieser Beihilfe je Hektar, die

nach Sortengruppen differenziert wird, wird
insbesondere unter Berücksichtigung folgen­
der Faktoren festgelegt :
— für jede Sortengruppe die von den Er­

zeugergemeinschaften auf der ersten

Artikel 9

Artikel 1 3 Absatz 1 erhält folgende Fassung :
»( 1 ) Vorbehaltlich des Artikels 12 Absatz 6 wird
die Beihilfe für die eingetragenen und abgeernte­
ten Anbauflächen gewährt.

Die Mitgliedstaaten bestimmen die Stellen, die zur
Eintragung der Hopfenanbauflächen für die einzel­
nen Erzeuger befugt sowie beauftragt sind, die Ein­
tragungen zu überwachen und laufend zu ergän­
zen ."



3 . 6 . 77 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 137/11

Artikel 10

Es wird folgender Artikel eingefügt :
„Artikel 16a

Artikel 12

Artikel 23 erhält folgende Fassung :
„Artikel 23

Im Falle drohender Uberschüsse oder einer dro­
henden Störung der Vermarktungsstruktur kann
der Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifi­
zierter Mehrheit geeignete Maßnahmen zur
Vermeidung eines Marktungleichgewichts treffen .
Diese Maßnahmen können insbesondere bestehen
in einer Einwirkung auf

Sollten Ubergangsmaßnahmen erforderlich sein,
um den Ubergang der Regelung nach der Ände­
rung durch die Verordnung (EWG) Nr. 1170/77
zu erleichtern, insbesondere, wenn die Anwen­
dung der geänderten Regelung zum vorgesehenen
Zeitpunkt auf erhebliche Schwierigkeiten stoßen
sollte, so werden diese Maßnahmen nach dem Ver­
fahren des Artikels 20 erlassen . Sie bleiben bis spä­
testens 31 . Dezember 1980 anwendbar.

Bis zu diesem Zeitpunkt ist das Vereinigte König­
reich ermächtigt, den Erzeugern die Produktions­
beihilfe über die von ihm bezeichnete Institution
auszubezahlen ."

— das Produktionspotential,
— das Angebotsvolumen,
— die Vermarktungsbedingungen ."

Artikel 11

Artikel 13

Artikel 17 Absatz 5 erhält folgende Fassung :
„(5) Die voraussichtlichen Gesamtkosten der
gemeinsamen Aktion zu Lasten des EAGFL belau­
fen sich auf 2 Millionen Rechnungseinheiten." Diese Verordnung tritt am 1 . Juli 1977 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 17. Mai 1977.

Im Namen des Rates

Der Präsident

J. SILKIN


